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Drucksache V/ 771 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Wächter, Logemann, Walter, Ertl, 
Dr. Effertz, Reichmannn, Sander, Struve, Bauknecht, 
Bauer (Wasserburg) und Genossen 


betr. Durchführung der Verordnung Nr. 19 EWG 
(Getreide) 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft es zu, daß die Bestimmungen der Verordnung Nr. 19 
(EWG-Marktordnung Getreide) von den einzelnen Partner- 
ländern unterschiedlich ausgelegt werden? Wenn ja, welche 
Unterschiede bestehen insbesondere hinsichtlich der An- 
wendung der Vorschriften 

a) über die Regionalisierung der Preise, 

b) die Intervention (Mindestinterventionsmenge, Reports, 
Denaturierung von Brotgetreide, Finanzierung des soge- 
nannten „Preisbruchs" beim Übergang von einem Wirt- 
schaftsjahr zum anderen usw.) und 

c) bei der Gewährung von Erstattungen? 

2. Welche Unterschiede bestehen zwischen den einzelnen Part- 
nerländern hinsichtlich der Finanzierung der Ernte und der 
Lagervorräte und hinsichtlich der Höhe der Bahntarife so- 
wie der Transportbedingungen für Getreide? 

3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die in Frank- 
reich bestehende Andienungspflicht der Getreideerzeuger 
(passage obligatoire) sowie die im gleichen Land praktizierte 
vorbeugende Intervention (Intervention B) nach der An- 
gleichung der Getreidepreise in der EWG auf die gesamte 
Wirtschaftsgemeinschaft übertragen oderim nationalen Rah- 
men fortgesetzt werden kann? 

4. Wird die Bundesregierung ihre Zustimmung zu den noch 
ausstehenden Durchführungsverordnungen zum Getreide- 
preisbeschluß vom 15. Dezember 1964 davon abhängig 
machen, daß für alle Getreideerzeuger in der Wirtschafts- 
gemeinschaft einheitliche Interventions- und Finanzierungs- 
bestimmungen gelten und - im Hinblick auf eine einheit- 
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liehe Regionalisierung - zumindest die Bahntarife für Ge- 
treide einander angeglichen werden? 

Wird die Bundesregierung fordern, daß ein EWG-Getreide- 
amt errichtet wird, das dafür Sorge trägt, daß die Verord- 
nungen, Richtlinien und Entscheidungen des Ministerrats 
und der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft in allen Partnerländern einheitlich durchgeführt und 
damit Wettbewerbsverzerrungen nach der Preisangleichung 
von vornherein vermieden werden? 
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